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Le Chargé d ’Affaires de Suisse à Vienne, J. J. von Tschudi, 
au Président de la Confédération, C. Fornerod

R Wien, 24. April 1867

Ich erhielt gestern vom hohen k.k. Ministerium des Aeussern ein Promemoria1, 
in dem mir Baron Beust mittheilt, dass die kais. Regierung bisher noch nicht in der 
Lage war, für den Beginn der Bauführung der Strasse zwischen Martinsbruk und 
Finstermünz einen bestimmten Zeitpunkt zu bezeichnen, weil dessen officielle 
Bekanntmachung als eine positive Zusage hätte aufgefasst werden müssen, und 
daher die k.k. Administration dem Vorwurfe der Nichterfüllung einer übernom­
menen Verbindlichkeit ausgesetzt gewesen wäre, wenn andere nothwendigere 
Arbeiten es ihr unmöglich gemacht hätten, den bestimmten Termin einzuhalten.

Aus eben diesem Grunde vermöge die k.k. Regierung auch jetzt noch keine bin­
dende Zusage bezüglich des Termins zu geben, innerhalb dessen der Bau dieser 
Strassenstrecke begonnen und vollendet werden soll.

Um mich jedoch über den Stand der Angelegenheit vollkommen zu informiren, 
nehme das k.k. Ministerium des Aeussern keinen Anstand, mir mitzutheilen, dass 
allerdings vorläufig das Jahr 1868für den Beginn des Baues in Aussicht genom­
men und die Aufnahme eines entsprechenden Theilbetrages der auf 231’795 
fl. Oe. W. veranschlagten Baukosten in das Budget des künftigen Jahres angeord­
net worden sei. Es dürfe aber nicht unerwähnt bleiben, dass die fragliche Strassen- 
bauangelegenheit auch mit der Austragung der uralten Gränzdifferenzen zwi­
schen der Schweiz und Tirol in engem Zusammenhange stehe, deren Verzöge­
rung zum Theile auch den Schwierigkeiten zuzuschreiben sei, welche seitens der 
Schweiz den österreichischen Vorschlägen zur endlichen Begleichung der Grenz- 
Differenz bei Hochfinstermünz entgegengestellt worden seien.

Bei der strategischen Wichtigkeit der Finstermünzerstrasse müsse nämlich 
deren Richtung vor Allem von der Beschaffenheit des Gränzzuges in jener 
Gegend abhängig gemacht werden, daher ein bereitwilliges Entgegenkommen in 
der Gränzregulierungsfrage von wesentlichem Einflüsse auf die raschere Erledi­
gung der Strassenbauangelegenheiten bleiben würde.

Es seien übrigens eben wegen abermaliger eindringlicher Prüfung der strategi­
schen Momente Verhandlungen mit der kompetenten Militärbehörde eingeleitet 
worden, deren Resultat unverzüglich zu meiner Kenntniss werde gebracht wer­
den.

Ich erlaube mir, bei dieser Gelegenheit in Erinnerung zu bringen, dass ich bis 
jetzt noch keine Rückäusserung von Seite des hohen Bundesrathes auf meine 
Depesche vom 26. October vorigen Jahres2 erhalten habe, mit der ich das Prome­
moria des k.k. Ministeriums über die Finstermünzgränzangelegenheit, das 
Hr. Steiger aus unbekannten Gründen nie einsandte, begleitete. Ich halte aber

1. Non reproduit. Cf. E 2200 Vienne 1/48.
2. Non reproduite. Cf. E 2/1839.
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dafür, dass vor der Hand die oben versprochenen Mittheilungen der competenten 
Militärbehörden von der kais. Regierung abgewartet werden sollen, ehe vom 
hohen Bundesrath auf jenes Promemoria geantwortet wird.
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Le Ministre de Suisse à Paris, J. C. Kern, 
au Conseil fédéral

R Paris, 29. April 1867

Ich habe Ihnen schon vor 8 Tagen, in meinen Depeschen vom 22. d. M (N. 58) 
und vom 23ten d .M .1 auf ganz zuverlässige Informationen gestüzt, mitgetheilt, 
dass die Situation in eine bedeutend weniger bedrohliche Phase eingetreten sey. 
Ich meldete Ihnen zugleich, dass die Mächte als Basis einer Ausgleichung vor­
schlagen werden: 1. Preussen soll auf Occupationsrechte in Luxemburg verzich­
ten u. 2. Frankreich hinwieder habe Verzicht zu leisten auf Anexirung des Gross­
herzogthums Luxemburg; 3. eine Einverleibung mit Belgien, wie Oestreich pro- 
ponire, sei unwahrscheinlich, da weder Belgien solche Wünsche [habe], noch das 
Herzogthum selbst. Auf eine Vergrösserung Frankreichs durch Marienburg & 
Philippeville habe der Kaiser im vornherein Verzicht geleistet, und eben so unter­
liege keinem Zweifel, dass Frankreich die oben bezeichneten Grundlagen einer 
Verständigung annehmen werde. Es handle sich also wesentlich nur noch darum, 
die Antwort des Kabinets v. Berlin zu erwarten. Alles, was seither bekannt gewor­
den ist, bestätigte die Richtigkeit der Ihnen mitgetheilten Informationen. Lezten 
Samstag ist zwar noch nicht eine offizielle Mittheilung einer Antwort hier einge­
langt, aber doch Depeschen theils v. Berlin, theils durch Talleyrand von Peters­
burg, berichtend, dass Preussen sich geneigt finde, auf obiger Grundlage, an einer 
Conferenz in London Theil zu nehmen, wo namentlich über Neutralisirung v. 
Luxemburg das Nähere noch festgesezt werden soll. Sie kennen die bedeutende 
Steigerung aller W erthpapiere, welche obige Nachrichten auf der Börse hier her­
vorgerufen haben.

Um ganz sicher zu gehen, begab ich mich gestern zur Preussischen Ambassade, 
u. erfuhr dann v. Golz folgendes Nähere. Obige Berichte seyen in der Hauptsache 
richtig, obwohl er noch keinen offiziellen Auftrag zu Eröffnungen an Moustier 
erhalten habe, der aber ohne Verzug folgen werde. Dabei fügte er aber noch 
hinzu: 1. Es sei ganz falsch, wenn man bereits das Gerücht verbreite, Preussen 
verstehe sich zu einer sofortigen Evacuation der Festung. Im Gegentheil dieselbe 
werde nur in Folge der Reglung der Verhältnisse Luxemburgs u. der Verständi­
gung über seine Neutralisirung unter dem Schuz der Grossmächte erfolgen; 2. 
Preussen werde auch die Demolirung der Festung verlangen, was Frankreich 
nicht wohl verweigern könne, nachdem es ja die Neutralisirung zugebe; 3. Preus­
sen werde aber die Evacuation ausdrüklich nur als eine den Grossmächten im

1. Non reproduites. Cf. n° 79 et n°81.
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